
 
 
 
 
Das private Busgewerbe im ÖPNV in Baden-Württemberg – eine Standortbestimmung 
 
1. Mitgliedsunternehmen betätigen sich vielfältig am ÖPNV-Markt. Sie übernehmen Aufga-

ben der Planung und Organisation in unterschiedlicher Intensität. Sie bieten Leistungen 
eigenwirtschaftlich an oder nehmen an Vergabeverfahren (Ausschreibungen, Direkt-
vergaben) teil. 

 

2. Wir stellen fest: Vielfalt (eigenwirtschaftliche Verkehre, Vergabeverfahren bzw. Direkt-
vergaben an KMU nach der VO 1370/2007, Vergaben nach allg. Vergaberecht) ist die Reali-
tät. Ausgehend von der VO 1370/2007 und verstärkt durch die landesrechtliche Nachfol-
geregelung zu § 45 a PBefG hat die Bedeutung eigenwirtschaftlicher Verkehre in Baden-
Württemberg in der Zeit deutlich abgenommen, während Vergabeverfahren weiter zu-
nehmen.  

 

3. Eigenwirtschaftlicher Verkehr ist die Basis dessen, dass es so viele mittelständische Un-
ternehmen im ÖPNV-Markt gibt. Der WBO tritt daher für den Erhalt des Vorrangs eigen-
wirtschaftlicher Verkehre im Rahmen einer PBefG-Novelle ein. Der WBO tritt auch für die 
Anwendung allgemeiner Vorschriften ein, die eigenwirtschaftliche Verkehre auch in Zu-
kunft ermöglichen. 

 

4. Eigenwirtschaftliche Verkehre und wettbewerbliche Verfahren sind jeweils Teilbereiche 
der wirtschaftlichen Betätigung von Busunternehmen und stellen daher Teilbereiche der 
Verbandsarbeit dar. Aufgabe des WBO ist es, für Rahmenbedingungen einzutreten, in de-
nen sich in allen Bereichen für das private Omnibusgewerbe möglichst viele Chancen 
bieten, um am Markt erfolgreich tätig zu sein.  

 

5. Verbandsaufgabe ist, Mitglieder in allen Bereichen zu begleiten, in denen sie tätig sind, 
und dabei ihre jeweilige Unternehmerrolle zu stärken. Das gilt für die Beratung, für 
Rundschreiben wie für Informationsveranstaltungen und Seminare für Mitglieder, Ver-
waltung und Politik. 

 

6. Die Geschäftsstelle spricht von und beschäftigt sich mit „Wettbewerb“ in all seinen Fa-
cetten, weil dieser Wettbewerb für die Mitglieder Realität im ÖPNV-Markt ist. Dazu gehört 
Vergabewettbewerb genauso wie Genehmigungswettbewerb auf der Grundlage konkur-
rierender eigenwirtschaftlicher Anträge. 

 

7. Beratung und Veranstaltungen des WBO beschäftigen sich zunehmend mit wettbewerbli-
chen Themen und Vergabeverfahren. Dies trägt der Tatsache Rechnung, dass diese Ver-
fahren in den Betrieben an Bedeutung zunehmen und hier eine Beratung/Unterstützung 
durch die Geschäftsstelle erwartet wird. Die Aufgaben des Verbandes entwickeln sich 
entsprechend dem Bedarf der Mitgliedsunternehmen. 

 

8. Busunternehmer sind zunehmend in einer Dienstleisterrolle. Wenn das Land Baden-
Württemberg Verkehre von 5 - 24 Uhr anstrebt, dann kann das verbandsseitig nicht 
grundsätzlich und pauschal abgelehnt werden. Mit Blick auf ein nachhaltiges Verkehrs-
angebot müssen diese Forderungen aber von berechtigten Fragen begleitet werden, insb. 
ob dafür auch langfristig Haushaltsmittel zur Verfügung stehen. 

 

9. Die öffentliche Hand wird in ihrem Tun vom Verband kritisch begleitet, insb. dort, wo sie 
in die Unternehmerrolle drängt. Im Bereich von Vergabeverfahren ist die öffentliche 
Hand jedoch auch in der Kundenrolle. Es liegt am einzelnen Unternehmen, wie es damit 
umgeht bzw. wie es „seinen“ Kunden vor Ort betreut und den Kontakt pflegt. Der Fahr-
gast muss dabei im Fokus stehen. Der WBO unterstützt die Unternehmen auf Wunsch, 
gibt Tipps und Hilfestellungen. 
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10. In einer Zeit, in der die Außendarstellung privater Busunternehmer an Bedeutung ge-
winnt, wird der WBO dies positiv vermarkten und die Vorteile eines innovativen, kreati-
ven Unternehmers mit Knowhow vor Ort hervorheben. Die Unternehmen sollen auf diese 
Weise in ihrem Selbstbewusstsein gestärkt werden. 

 

11. Der WBO muss weiter Politik und Aufgabenträger beraten, mit Fachwissen versorgen und 
Überzeugungen festigen, damit die Interessen des privaten Omnibusgewerbes bestmög-
lich gewahrt bleiben. Hierzu gehören auch Informationen, die die Möglichkeiten eigen-
wirtschaftlicher Verkehre, mittelstandsfreundlicher Vergaben sowie insgesamt rechtssi-
chere Wege zu einem qualitativ hochwertigen ÖPNV aufzeigen. 

 

12. Betriebshöfe sind ein wichtiger Bestandteil der Qualität des ÖPNV und für die Arbeitsbe-
dingungen des Personals – auch in einer Wettbewerbswelt. In Vergabeverfahren darf Un-
ternehmen daher kein Nachteil daraus erwachsen, dass ein Betriebshof vorhanden ist. 
Besser noch: Ein Betriebshof wird positiv berücksichtigt und als Qualitätsmerkmal ge-
wertet. Hierfür tritt der Verband ein. 

 

13. In etlichen Landkreisen steht die Fortschreibung der Nahverkehrspläne an. Der WBO ist 
angehalten, seine Mitglieder auf die Bedeutung von Nahverkehrsplänen und deren Fort-
schreibung hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass die gesetzlich normierte Beteili-
gungspflicht auch in der Praxis eingelöst wird. Dabei muss Beteiligung mehr sein als eine 
bloße Information seitens der Aufgabenträger.  

 

14. Mittelständische Unternehmen sichern die Daseinsvorsorge im ÖPNV grundsätzlich nicht 
anders als kommunale Betriebe. Die Praxis zeigt aber: Mittelständische Unternehmen 
werden zunehmend in europaweite Vergabeverfahren gezwungen, kommunale Betriebe 
stehen unter dem Schutz der Direktvergabe. Der WBO lehnt eine solche Zwei-Klassen-
Gesellschaft ab. Bei Direktvergaben muss gleiches Recht für alle gelten.  

 

15. Die Verbünde stehen durch die zukünftige Mittelzuweisung über die Aufgabenträger so-
wie durch neue Aufgabenstellungen seitens des Landes vor Umstrukturierungsprozessen. 
Eine Entwicklung von Unternehmensverbünden hin zu Mischverbünden oder Kommunal-
verbünden steht im Raum. Der WBO tritt für Offenheit in Fragen der Verbundstruktur ein. 
Landesweite Festlegungen werden abgelehnt. Die Entscheidung über die Struktur wie 
über die Aufgaben eines Verbundes obliegt allein den Beteiligten vor Ort. 

 

16. Der WBO begleitet das Thema „alternative Antriebe“ konstruktiv und kritisch, ohne in 
eine Verweigerungsrolle zu geraten. Parallel spricht er sich gegen eine Verteufelung des 
Diesels aus und fordert eine Versachlichung der Diskussion.  

 

17. Das LTMG Baden-Württemberg gilt nicht für den eigenwirtschaftlichen Verkehr. Dies wird 
von der Politik, den Aufgabenträgern, Gewerkschaften und Medien kritisch angemerkt. Da 
die Entlohnung des Personals auch einen Qualitätsfaktor darstellt, nimmt der WBO wie 
folgt Stellung: „Sofern festgestellt wird, dass im Vergabebereich das Qualitätsmerkmal 
„Bezahlung“ auch in der Praxis eine Wertigkeit durch die öffentliche Hand erfährt (z.B. 
künftig durch erfolgreiche Anwendung der Erwartungswertberechnung bzw. gleichwerti-
ger Verfahren), ist der WBO bereit, die Forderung nach Einhaltung eines repräsentativen 
Tarifvertrags auch bei eigenwirtschaftlichen Verkehren mitzutragen – mit der Folge, dass 
Tariftreue im Genehmigungsverfahren ein maßgeblicher Belang ist. Dies kann aber nicht 
für laufende Genehmigungen gelten, sondern erst bei Neugenehmigung/Wieder-
erteilung.“ 
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